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Der Bundesminister Bonn, den 16. Februar 1972 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
II A 1 - E 1002-6/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zwischenbilanz der Entwicklungspolitik der Bundes- 
regierung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Rinsche, Roser, 
Dr. Marx (Kaiserslautern) und der Fraktion der 
CDU/CSU 

- Drucksache VI/3099 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Welche einzelnen Maßnahmen hat die Bundesregierung ange- 
sichts der Tatsache ergriffen, daß der Anteil der öffentlichen 
und privaten Entwicklungshilfe am Bruttosozialprodukt ständig 
zurückgeht, um zu gewährleisten, daß das von der 2. Welt- 
handelskonferenz statuierte Ziel von mindestens einem Prozent 
des Bruttosozialprodukts erreicht wird? Welche Maßnahmen 
gedenkt sie 1972 zu ergreifen? 


Die jährlichen Nettoleistungen der Bundesrepublik Deutschland 
an die Entwicklungsländer schwankten seit 1962 in ihrem Anteil 
am Bruttosozialprodukt zwischen 0,68% und 0,64%, ehe dieser 
Anteil in den Jahren 1967 bis 1969 dank einer besonders expan- 
siven Entwicklung der privaten Leistungen vorübergehend er- 
heblich stieg. Trotz positiver Entwicklung der Direktinvesti- 
tionen sind die privaten Leistungen im Jahre 1970 insgesamt 
wesentlich gesunken. Dies erklärt sich vor allem aus der Ver- 
minderung der Portfolioinvestitionen und der sonstigen Kre- 
dite, die von 2,62 Mrd. DM im Jahre 1969 auf 0,43 Mrd. DM 
im Jahre 1970 zurückgingen. Der Anteil der gesamten Netto- 
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leistungen am Bruttosozialprodukt der Jahre 1970 und 1971 be- 
trug 0,80% bzw. 0,71% (vorläufig) und lag damit noch über 
dem Niveau der Jahre 1962 bis 1966. Von einem ständigen 
Rückgang der Entwicklungshilfeleistungen kann daher in lang- 
fristiger Betrachtung nicht die Rede sein. 

Die Erfüllung des 1 %-Zieles hängt im wesentlichen von drei 
Faktoren ab. Nur einer von ihnen, und zwar die öffentliche 
Hilfe, kann durch die Bundesregierung unmittelbar beeinflußt 
werden (vgl. hierzu Antwort auf Frage 2). Der zweite Faktor ist 
die Höhe des nominalen Bruttosozialproduktes, an dem die 
Leistungen im internationalen Vergleich gemessen werden. 
Steigt das Bruttosozialprodukt sehr schnell, wie es seit 1969 
der Fall war, wird die Erfüllung der Volumenziele naturgemäß 
schwieriger. Schließlich ist das Volumen der privaten Leistun- 
gen (u. a. Besteller- und Lieferantenkredite, Direktinvestitionen 
in Entwicklungsländern, Portfolioinvestitionen einschließlich 
Emissionen der Weltbank auf dem deutschen Kapitalmarkt) als 
dritter Faktor zu nennen. Was diesen angeht, so ist die Bundes- 
regierung durch ihr bekanntes Instrumentarium um eine Förde- 
rung und Ermutigung der privaten Leistungen bemüht. Es liegt 
jedoch auf der Hand, daß ihre Einflußmöglichkeiten letztlich 
gering sind, so daß gewisse Schwankungen hinsichtlich des 
1 %-Zieles auch in Zukunft nicht ausgeschlossen werden kön- 
nen. Im Rahmen ihrer Möglichkeiten strebt die Bundesregie- 
rung wie bisher die Erfüllung dieses Zieles an. 


2. Was hat die Bundesregierung 1971 getan, um dem ständigen 
Rückgang des Anteils der öffentlichen Entwicklungslungshilfe 
am Bruttosozialprodukt zu begegnen (1968 0,41 Prozent, 1969 
0,38 Prozent, 1970 0,32 Prozent, 1971 0,31 Prozent)? Was wird sie 
1972 unternehmen, um dieser bedauerlichen Entwicklung ent- 
gegenzuwirken? 

Der Rückgang des Anteils der öffentlichen Entwicklungshilfe am 
Bruttosozialprodukt im vergangenen Konjunkturaufschwung 
erklärt sich daraus, daß die Wachstumsraten des Bruttosozial- 
produkts über denen der Nettoausgaben für Entwicklungshilfe 
lagen. Das war nicht vorauszusehen, ln den Haushaltsansätzen 
war vielmehr ein steigender Anteil der Entwicklungshilfe am 
Sozialprodukt vorgesehen. Im Jahre 1971 führte die auch von 
der Opposition ständig geforderte Stabilitätspolitik der Bundes- 
regierung im Bereich der Entwicklungshilfe ebenfalls zu Ver- 
zögerungen und Korrekturen. In diesem Zusammenhang muß 
auch daran erinnert werden, daß die Opposition in den letzten 
Jahren in verschiedenen Fällen das Ziel verfolgt hat, die für 
die Entwicklungshilfe veranschlagten Mittel zu kürzen (z. B. 

1971 beim deutschen Beitrag zur International Development 
Association) oder aber deren Aufstockung zu verhindern (z. B. 

1972 beim Beitrag zum VN Development Programme und zum 
VN Bevölkerungsfonds). Trotzdem stiegen die Nettoleistungen 
der öffentlichen Entwicklungshilfe gegenüber dem Vorjahr 
noch um gut 140 Mio DM oder 6,5 °/o. Bei einem um 10,9% 
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höheren Sozialprodukt ergab sich ein geringfügiger Rückgang 
des Anteils am Bruttosozialprodukt von 0,32% auf 0,31 °/o. 

Im Zuge der Normalisierung der Konjunktur erwartet die Bun- 
desregierung für das Jahr 1972 ein langsameres Wachstum des 
Bruttosozialprodukts. Bei einer projizierten Wachstumsrate des 
Bruttosozialprodukts von 7,5% und vollem Abfluß der verfüg- 
baren Mittel abzüglich der Tilgungsrückflüsse aus der bilatera- 
len Kapitalhilfe wird der Anteil der öffentlichen Entwicklungs- 
hilfe am Bruttosozialprodukt voraussichtlich steigen. Im Rah- 
men ihrer Grundsätze und Möglichkeiten wird sich die Bundes- 
regierung bemühen, den Mittelabfluß aus dem Bundeshaushalt 
im Bereich der Entwicklungshilfe zu beschleunigen. 


3. Wie hoch war in den vergangenen fünf Jahren jeweils der Anteil 
liefergebundener Kapitalhilfekredite? 

Der Anteil liefergebundener Kapitalhilfe an den Zusagen der 
Jahre 1967 bis 1971 betrug: 


1967 

56,8 % 

1968 

39,8 °/o 

1969 

33,5 %> 

1970 

25,9 % x ) 

1971 

23,8 % x ) (vorläufig) 


Die Ziffern zeigen, daß die Bundesregierung seit Jahren den 
größten Teil der Kapitalhilfe ohne Lieferbindung vergibt. Sie 
kommt damit einem wichtigen Anliegen der Entwicklungsländer 
entgegen und hat dafür auch international Anerkennung ge- 
funden. Die Bundesregierung bedauert es, daß ein internatio- 
nales Abkommen zwischen den Geberländern mit dem Ziel 
einer allgemeinen Aufgabe der Bindungspraktiken bisher nicht 
zustande gekommen ist. Sie wird jedoch ihre darauf gerichteten 
Bemühungen fortsetzen. 


4. Was hat die Bundesregierung unternommen, um die vom Bun- 
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit vermißte Be- 
teiligung der Entwicklungsländer an der Konferenz des Zehner- 
clubs, die die Währungsrelationen neu bestimmte, zu bewirken? 


Die Bundesregierung hält es für wünschenswert und für not- 
wendig, daß die Entwicklungsländer bei der Lösung aller wich- 
tigen Fragen auf dem Gebiet der internationalen Währungs- 
politik mitwirken. 


Der gegebene Rahmen für eine derartige Mitwirkung ist der 
Internationale Währungsfonds. Die Bundesregierung begrüßt 
daher die Erklärung der Ministertagung der Zehnergruppe vom 


9 bzw. 27,5% (1970) und 27,9% (1971) ohne Berücksichtigung der Um- 
schuldungen, die ab 1970 nach den neuen DAC-Richtlinien einzubeziehen 
sind. 
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17. und 18. Dezember 1971, der zufolge die Beratungen über die 
längerfristige Reform des internationalen Währungssystems 
vor allem im Internationalen Währungsfonds aufgenommen 
werden sollen. Sie wird sich bei diesen Beratungen dafür ein- 
setzen, daß die Belange der Entwicklungsländer im Sinne einer 
vollen Beteiligung an den weltweiten währungspolitischen Ent- 
scheidungen gewahrt werden. 


5. Was hat die Bundesregierung getan, um der vom Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit beklagten, für die Länder 
der Dritten Welt ungünstigen Entwicklung der terms of trade 
entgegenzuwirken, und was gedenkt sie 1972 zu tun? 


Die Entwicklung der Ausfuhrpreise der Entwicklungsländer für 
Grundstoffe erfordert nach Auffassung der Bundesregierung 
vor allem verstärkte Anstrengungen zur Auffächerung der 
Volkswirtschaft der Entwicklungsländer (Diversifizierung). Die 
Entwicklungsländer werden damit weniger abhängig von den 
Preisentwicklungen auf den internationalen Grundstoffmärk- 
ten, und sie können mit stabileren Deviseneinnahmen aus ihren 
Exporten rechnen. Anzustreben sind in erster Linie vertikale 
Diversifizierungen mit der Schaffung neuer Exportmöglichkei- 
ten durch Be- und Verarbeitung von Grundstoffen in den Ent- 
wicklungsländern selbst. 

Durch Technische Hilfe, Finanzhilfe und sonstige Maßnahmen 
zur Förderung des Aufbaues von Verarbeitungsindustrien in 
den Entwicklungsländern werden Produktion und Vermarktung 
neuer Exportgüter unterstützt, um die Abhängigkeit vom Ex- 
port weniger Grundstoffe zu verringern. Internationale Grund- 
stof fab kommen sind grundsätzlich kein Instrument, der Ver- 
schlechterung der Austauschverhältnisse entgegenzuwirken, 
weil damit längerfristig keine höheren Preise durchgesetzt wer- 
den können, als es der Angebots- und Nachfragesituation ent- 
spricht. Sie können allerdings bei schwerwiegenden Markt- 
ungleichgewichten erwogen werden; die Bundesregierung be- 
teiligt sich z. B. aktiv an den Vorbereitungen eines internatio- 
nalen Kakaoabkommens. 

Die seit 1. Juli 1971 wirksamen Zollpräferenzen der Euro- 
päischen Gemeinschaften für Halb- und Fertigwaren aus Ent- 
wicklungsländern, das in der entwicklungspolitischen Konzep- 
tion der Bundesregierung genannte Instrumentarium zur Struk- 
turanpassung der deutschen Wirtschaft sowie die aus Mitteln 
der Entwicklungshilfe geförderte Beteiligung der Entwicklungs- 
länder an deutschen Messen tragen dazu bei, daß der Anteil der 
nichttraditioneilen Exporte aus den Entwicklungsländern an- 
steigen kann. Tatsächlich wuchsen 1970 die Importe von Haib- 
und Fertigwaren aus Entwicklungsländern gegenüber 1969 um 
4°/o auf 4,13 Mrd. DM an, d. h. ihre Zuwachsrate war mehr als 
doppelt so hoch wie die der Importe von gewerblichen Roh- 
stoffen aus diesen Ländern, die sich um 1,9% auf 8,67 Mrd. DM 
erhöhten. Die Bundesregierung wird diese Politik auch im Jahre 
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1972 fortsetzen. Sie weist jedoch darauf hin, daß für eine direkte 
Beeinflussung der Terms of Trade national nur sehr beschränkte 
Möglichkeiten gegeben sind. 


6. Auf welche Ergebnisse der 3. Welthandelskonferenz will die 
Bundesregierung hinwdrken, und was tut sie, damit deren Ziele 
unter Berücksichtigung der tatsächlichen Gegebenheiten der Ver- 
wirklichung nähergebracht werden? 


Die Bundesregierung strebt auf der 3. Welthandels- und Ent- 
wicklungskonferenz gemeinsam von Entwicklungs- und Indu- 
strieländern getragene Ergebnisse in der handeis- und entwick- 
lungspolitischen Zusammenarbeit an, die zu wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritten in der Dritten Welt führen können. 

Im Zuge der Vorbereitungen für die Konferenz ist sie derzeit 
damit befaßt, alle Sachpunkte der Tagesordnung im Lichte der 
Resolution der Entwicklungsländer auf der Vorkonferenz von 
Lima eingehend zu prüfen. Diese Fragen sind auch Gegenstand 
der Vorbereitungsarbeiten im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaften und der OECD, an denen sich die Bundesregierung 
intensiv beteiligt. 

Die deutschen Bemühungen konzentrieren sich vor allem auf 
weitere Fortschritte bei den Zollpräferenzen für Entwicklungs- 
länder, günstigere Konditionen der deutschen Finanzhilfe, ins- 
besondere für die am wenigsten entwickelten Länder, sowie auf 
Maßnahmen zur Diversifizierung. 

Zum letzten Punkt habe ich in meiner Antwort auf Frage 5 
bereits Stellung genommen. Die Bundesregierung ist sich be- 
wußt, daß es für einen befriedigenden Abschluß gerade dieser 
Konferenz der engen Zusammenarbeit aller Beteiligten bedarf. 


7. Welche konkreten Vorstellungen hat die Bundesregierung von 
der „massiven Hilfe" (Dr. Erhard Eppler) auf dem indischen Sub- 
kontinent? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß ohne eine ins Gewicht 
fallende Hilfe seitens der internationalen Gemeinschaft der 
indische Subkontinent, und dort insbesondere der bengalische 
Raum, ein Gebiet immer größer werdender sozialer, wirtschaft- 
licher und damit politischer Spannungen bleiben wird. 

Es gehört zu den erklärten Zielen der Bundesregierung, ihren 
Beitrag zur Verbesserung der Lebensbedingungen in den Ent- 
wicklungsländern und damit zur Stabilisierung und Sicherung 
des Friedens zu leisten. Die Bundesregierung wird sich daher 
bemühen, ihre Leistungen für den Subkontinent, der regelmäßig 
einen hohen Prozentsatz der deutschen Hilfe erhalten hat, wäh- 
rend der kommenden Jahre im Rahmen ihrer finanziellen Mög- 
lichkeiten zu verstärken. 
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Die Bundesregierung hofft, daß auch andere Geber ähnliche 
Überlegungen anstellen. Die Tatsache, daß der Präsident der 
Weltbank McNamara sich soeben in diesem Raum aufgehalten 
hat, zeigt, daß die Weltbank als Führerin der Entwicklungshilfe- 
Konsortien für den indischen Subkontinent eine entsprechende 
Initiative ergreifen dürfte. 


8. Welche Pläne bestehen für die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit den arabischen Ländern? 

Die zu erwartende Normalisierung unseres Verhältnisses zu 
allen arabischen Staaten wird den deutsch-arabischen Wirt- 
schaftsverkehr günstig beeinflussen und zu einer Belebung und 
Ausweitung des Außenhandels zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der arabischen Welt führen. 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, wie schon des 
öfteren offiziell erklärt, die wirtschaftlichen Beziehungen mit 
der arabischen Welt zu intensivieren. Sie wird ihre bewährte 
wirtschaftliche und entwicklungspolitische Zusammenarbeit mit 
den arabischen Ländern, bei denen schon bisher die dazu not- 
wendigen Voraussetzungen bestanden, auch in den nächsten 
Jahren fortsetzen. 

Im Zuge der Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen mit 
anderen arabischen Ländern wie Algerien und Sudan erhält die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit diesem Raum neue Im- 
pulse. Das Ausmaß und die Art der neuen Entwicklungshilfe an 
diese Länder wird von den wirtschaftlichen und finanziellen 
Gegebenheiten des jeweiligen Empfängerlandes sowie von den 
deutschen finanziellen Möglichkeiten abhängen. 


9. Welcher Beitrag soll durch das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zu der Umweltkonferenz in Stock- 
holm geleistet werden? 

Die im Juni 1972 in Stockholm stattfindende Umweltkonferenz 
der Vereinten Nationen wird u. a, auch den Komplex „Umwelt 
und Entwicklungspolitik" untersuchen. Mit den damit zusam- 
menhängenden Problemen befaßt sich seit dem Herbst 1971 eine 
auf Initiative des Bundesministers für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit gebildete interministerielle Arbeitsgruppe. In meh- 
reren Sitzungen sowie im Rahmen eines Experten-Hearings wur- 
den Überlegungen darüber angestellt, welche konkreten Maß- 
nahmen der Umweltgestaltung und des Umweltschutzes in 
den Entwicklungsländern vordringlich sind und welche neuen 
Aspekte sich daraus für die Entwicklungspolitik ergeben. Eine 
entsprechende Stellungnahme dieser Arbeitsgruppe wurde dem 
Genfer Sekretariat der UN-Umweltkonferenz als Teil des Be- 
richts der Bundesregierung zugeleitet. 
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Bis zum Beginn der Stockholmer Konferenz wird die intermini- 
sterielle Arbeitsgruppe noch mehrere Male zusammentreten, 
um den beim Bundesminister des Innern gebildeten Stockholm- 
Ausschuß weiterhin gezielt bei der Vorbereitung der Konferenz 
zu unterstützen. 

Zur weiteren Vorbereitung der Bundesrepublik Deutschland für 
die Stockholmer Konferenz hat das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit außerdem zwei Forschungsaufträge 
mit dem Ziel vergeben, Zusammenhänge zwischen Entwick- 
lungspolitik und Umweltschutz zu klären und zu dokumen- 
tieren. 


Dr. Eppler 
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